
5 – 2013 Deutsche Polizei 1

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
Anfang Mai ist die neue Landesregie-

rung 70 Tage im Amt und dabei, sich in
der neuen Rolle zu finden. Man sagt, dass
in den ersten 100 Tagen entscheidende
Maßnahmen getroffen werden müssen.

Wir als GdP haben seit dem Regie-
rungswechsel mehrere Gespräche mit
Innenminister Pistorius, Staatssekretär
Manke, Finanzminister Schneider, den
Innenpolitikern der Landtagsfraktionen
sowohl der SPD und Grünen, als auch mit
Abgeordneten der CDU geführt. Anfang
Mai gibt es ein erstes Treffen in der
Staatskanzlei, um mit Ministerpräsident
Weil zu diskutieren und der Staatssekre-
tär im Sozialministerium, Jörg Röhmann,
besucht die GdP, um sich mit uns über Se-
nioren-, Frauen- und Jugendfragen aus-
zutauschen. Diese Gespräche haben alle
nur einen Grund, nämlich die Situation
für die Polizeibeschäftigten zu verbessern
und für die anstehenden Haushaltsbera-
tungen etwas für die Polizei herauszuho-
len. Wir werden sehen, in welcher Di-
mension und welchem Zeitraum das ge-
lingen wird. Fest steht jedenfalls, dass vie-
le Mitglieder der jetzigen Regierung und
Regierungsfraktionen vor der Wahl sel-
ber Zusagen getätigt haben, die mit un-
seren Forderungen in entscheidenden
Punkten übereinstimmen und die sie er-
füllen müssen, wollen sie ihre Glaubwür-
digkeit behalten. Insofern bleibt die Er-
wartungshaltung hoch.

Am 3. April hat der Innenminister für
Aufsehen gesorgt. Aufgrund eines an
diesem Mittwoch in der Neuen Osna-
brücker Zeitung (NOZ) veröffentlichten
Berichts, hat Pistorius noch am gleichen
Tag eine Pressekonferenz einberufen
und personelle Wechsel in der polizei-
lichen Führungsspitze bekanntgegeben.
Nicht jede Veränderung war vorherseh-
bar und mindestens eine kam für fast alle
sehr überraschend. Aber dass es Wechsel
geben würde war jedem klar, wurde von
vielen erwartet, erhofft oder sogar gefor-
dert. Das Amt des politischen Beamten
bedingt, dass eine Regierung Wechsel

durchführen kann und, um sich inhaltlich
anders aufstellen zu können, dies manch-
mal auch gemacht werden muss.

Viele sagen, dass die Entscheidungen
des vorherigen Innenministers, die die
Polizei entzweit haben und wir als GdP
stets kritisierten, ja auch von etlichen
Verantwortlichen mitgetragen wurden
oder in der Organisation zumindest keine
Gegenbewegung erkennbar war. Des-
halb gab es immer wieder auch Forderun-
gen aus der Polizei, im Falle eines Regie-
rungswechsels alle politischen Beamten
abzulösen. Das hat der neue Innenminis-
ter indes nicht getan. Die neuen Präsi-
denten sind jetzt bereits im Amt. Wir
wünschen allen gutes Gelingen und ha-
ben unseren Gratulationen die notwendi-
gen Forderungen angehängt und Unter-
stützung eingefordert.

Völlig überraschend war die Berufung
des langjährigen GdP-Landesvorsitzen-
den und bis zu seiner Ernennung amtie-
renden Bundesvorsitzenden der weltweit

größten Polizeigewerkschaft, Bernhard
Witthaut. Wir sind als Organisation sehr
stolz über die Berufung von Bernhard
Witthaut durch den Innenminister und
werten dies auch als Anerkennung für
unsere Organisation. Mit Frank Richter
in NRW und Hugo Müller im Saarland
sind im letzten Jahr weitere ehemalige
GdP-Funktionsträger auf Bundesebene
in hochrangige polizeiliche Funktionen
berufen worden. Bernhard Witthaut hat
sich über 20 Jahre in unterschiedlichen
Funktionen auf Landes- und Bundesebe-
ne für alle Kolleginnen und Kollegen
starkgemacht und im wahrsten Sinne des
Wortes reingehängt. Er war in allen Me-
dien für die GdP präsent und auch für die
Polizei aktiv, meistens bedacht und über-
legt, aber natürlich auch hart in der Sa-
che. Nicht plump und populistisch, wie
ein anderer von einer kleinen „blauen“
Organisation, der meint, für die Polizei
sprechen zu können.

Klar gibt es auch wieder Kritiker in
dieser Angelegenheit, das ist normal. Es
gibt halt viele Neider, aber natürlich auch
Kollegen/-innen, die das nicht verstehen
können, dass ein Spitzengewerkschafter
zurück in dienstliche Funktionen wech-
selt, ohne sich verbiegen zu müssen. Die
bisherigen Erfahrungen zeigen aber, dass
das gutgehen kann. Dieser Seitenwechsel
ist ja keine Gesinnungsrotation. Bern-
hard und ich haben in der Sache natürlich
telefoniert, die Entscheidung konnte ihm
aber niemand abnehmen, die hat er allei-
ne getroffen. Der geschäftsführende Lan-
desvorstand und ich persönlich freuen
uns darüber, weil wir mit ihm nunmehr
im neuen Amt einen Verbündeten mehr
für unsere Forderungen gegenüber der
Politik haben werden und er die Zusam-
menhänge und Gründe auch gut erklären
kann. Glück auf Bernhard!

Die von Innenminister Pistorius vorge-
stellten und durch die Landesregierung
am 9. April beschlossenen personellen
Entscheidungen sind das eine und nur

Wechsel in der Polizeispitze ist das eine,
die dringend notwendige Lösung von
bestehenden Problemen das andere!
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Hannover: Der neue innenpoliti-
sche Sprecher der SPD-Landtagsfrak-
tion, Ulrich Watermann, traf sich am
Donnerstag, 21. 3. 2013, im Zuge ei-
nes Antrittsbesuches mit dem GdP-
Landesvorsitzenden Dietmar Schilff.

Ulrich Watermann äußerte, dass ihm
sehr daran gelegen ist, die vertrauensvolle
Zusammenarbeit der Vergangenheit fort-
zuführen. Alle polizeilichen Themen wur-
den angerissen. Dietmar Schilff machte in
dem Gespräch deutlich, dass die Beschäf-
tigten der Polizei eine hohe Erwartungshal-
tung an die neue Landesregierung und an
die Regierungsfraktionen haben. Insbe-
sondere müsse nun sehr schnell u. a. die
Rücknahme der Restriktionen des A11-
Erlasses sowie geplante durchgeschlüsselte
Stellenhebungen von A 9 nach A 11 in die
Polizeiorganisation transportiert werden.
Die vor der Landtagswahl getätigten Aus-
sagen müssten auch eingehalten werden, so
Schilff. Gerade auch in Hinblick auf die ge-
ringen Beförderungsmöglichkeiten in die-
sem Jahr, sei ein Signal überaus wichtig.

Watermann führte aus, dass es der
SPD-Fraktion neben den notwendigen
strukturellen Verbesserungen und Rück-
nahme von Restriktionen, insbesondere
auch um die zügige Reform des Polizeige-
setzes mit der Schaffung einer auch in der

Fläche präsenten, qualifizierten und trans-
parenten Bürgerpolizei mit einer neuen
Polizeikultur gehe. Hier werde man das in-
tensive Gespräch mit der GdP und den
Personalvertretungen suchen und ihre In-
teressen in den Reformvorhaben berück-
sichtigen. „Die Gewerkschaft der Polizei
ist als wichtiger Gesprächspartner in Ver-
bindung mit den Sorgen und Nöten, aber
auch den Fragen und Anregungen der Po-
lizeibeamtinnen und Polizeibeamten für
mich und meine Arbeit unersetzbar“, er-
klärte der Innenpolitiker abschließend.

Am Freitag, 22. 3. 2013, machte der
neue Landtagsabgeordnete Karsten Be-
cker seinen Antrittsbesuch bei der GdP.
Becker ist einziger Polizeibeamter in der
SPD-Landtagsfraktion und wird als Mit-
glied des Innenausschusses die gesamte
Themenpalette mitbegleiten. „Inhaltlich
gibt es viele Überschneidungen mit den
Forderungen der GdP und den mir über-
mittelten Ansichten von Kolleginnen und
Kollegen sowie meiner daraus resultie-
renden Auffassung. Insbesondere liegt
mir am Herzen, die unter dem ehemali-
gen Innenminister Schünemann zurück-
gedrehte Beteiligungs- und Diskussions-
kultur wieder zu stärken“, so Becker.
Auch ihm gegenüber übermittelte Diet-
mar Schilff die notwendigen Verbesse-
rungen in der Polizei. CH

Erstes Gespräch mit Ulrich Watermann (neuer
Innenpolitischer Sprecher der SPD-Landtags-

fraktion) sowie dem SPD-Abgeordneten
Karsten Becker, Mitglied des Innenausschusses
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wenig wert, wenn es jetzt nicht Lösungen
für die vielfältigen Probleme innerhalb
der Polizei gibt oder sie nicht zumindest
angegangen werden.

Einiges ist nach den von uns geführten
Gesprächen auch schon passiert, es bleibt
beim gemeinsamen Studium, die Direkt-
versetzungen wurden gestoppt, die seit
2005 angehäuften Bereitschaftszeiten
sollen abgegolten werden, Stellenhebun-
gen werden in die Beratungen für den
nächsten Haushalt eingebracht, die Beur-

Fortsetzung von Seite 1 teilungen für den h. D. werden ausgesetzt
und eine Arbeitsgruppe, u. a. mit der
GdP, wird installiert, die sich mit dem
derzeitigen völlig unbefriedigenden Be-
urteilungssystem auseinandersetzt und
hoffentlich zu einer guten Lösung kom-
men wird, die Restriktionen des A11-Er-
lasses werden zurückgenommen und die
Beteiligungs- und Mitbestimmungsrech-
te der Personalräte sollen gestärkt wer-
den. Auch die 1:1-Übernahme des Tarif-
ergebnisses für 2013 auf den Beamtenbe-
reich ist positiv zu bewerten, auch wenn
wir dies natürlich erwarten. Und für 2014
sind wir im Gespräch und fordern die
Übertragung selbstverständlich auch ein.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese
Maßnahmen sind alles Forderungen, die
die GdP vor der Wahl erhoben hat. Wenn
sie nunmehr umgehend erfüllt werden

oder angegangen werden sollen, warum
sollten wir dann kritisieren. Wir finden es
in Anbetracht dieser schnellen Entschei-
dungen sehr verwunderlich, wenn ein
Verband knapp einen Monat nach der
Wahl feststellt, „... dass nichts angepackt,
geschweige denn bessergemacht wurde“.
Das kann die GdP aufgrund der oben
skizzierten Maßnahmen nicht bestätigen.
Natürlich muss noch mehr gemacht wer-
den, das Notwendige steht ja auch weiter-
hin in unserem Attraktivitätsprogramm
und davon wird auch nichts zurückge-
nommen. Es geht immerhin um nichts
Geringeres als um gute Arbeit!

Und deshalb dieses Jahr auch raus zu
den DGB-Demos zum 1. Mai, um mitzu-
streiten für: Gute Arbeit, Sichere Rente,
Soziales Europa. Das ist unser Tag!

Dietmar Schilff, Landesvorsitzender

Redaktionsschluss:
Zuschriften bitte an die u. g. Anschrift der

Redaktion – möglichst per E-Mail oder Daten-
träger – für die Ausgabe 6/2013 bis zum
26. April 2013 und für die Ausgabe 7/2013 bis
zum 31. Mai 2013.

Hinweise:
Das LandesJournal versteht sich nicht nur als

Informationsquelle, sondern auch als Kommuni-
kationsforum für die niedersächsischen Kollegin-
nen und Kollegen. Zuschriften sind daher aus-
drücklich erwünscht. Die Redaktion behält sich je-
doch vor, Leserbriefe gekürzt zu veröffentlichen.
Für unverlangt eingesandte Manuskripte oder Fo-
tos übernehmen wir keine Gewähr für Veröffent-
lichung oder Rücksendung. Namentlich gekenn-
zeichnete Artikel stellen nicht in jedem Fall die
Meinung der Redaktion dar. Die Redaktion
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Seit über zehn Jahren befasst
sich die GdP und der Polizeihaupt-
personalrat (PHPR) mit dem Thema
erhöhte Emissionswerte bei Laser-
druckern. Es gibt etliche Studien,
die besagen, dass Feinstaub von
Laserdruckern krebserregend sein
kann. Klar – und von Fachleuten
auch nicht bestritten – ist, dass La-
sergeräte wie z. B. Drucker und Ko-
pierer Mikro- und Nanopartikel ab-
sondern und zudem auch flüchtige
organische Verbindungen und Spu-
ren von Schwermetallen feststell-
bar sind. Die GdP hat sich auf Bun-
desebene ebenso wie die GdP Nie-
dersachsen intensiv mit dieser The-
matik beschäftigt. Oft wurde eine
Gesundheitsgefährdung in Abrede
gestellt oder mitgeteilt, dass bei

der Polizei keine dementsprechen-
den Drucker im Einsatz sind.

Nunmehr ist aufgrund einer aus dem
Jahr 2012 stammenden Studie des Bre-
mer Umweltinstitutes für den Bereich
der niedersächsischen Justiz ein Drucker
identifiziert worden, der auffällige Emis-
sionswerte im Bereich der ultrafeinen
Partikel (UFP) aufwies. Diesen Drucker,
der Laserdrucker Samsung ML 3471 ND,
gibt es auch bei der Polizei. Nach Anga-
ben des MI 371 Stück.

Nachdem dies am 26. 3. 2013 bekannt
wurde, hat der GdP-Landesvorsitzende
Dietmar Schilff noch am gleichen Tag bei
einem Gespräch mit Innenminister Pisto-
rius den Austausch aller in Frage kom-
menden Drucker eingefordert. Dieser
Forderung ist der Innenminister nachge-
kommen und hat angewiesen, die besag-
ten Drucker auszusondern. Die GdP hat
sich in einem Schreiben für dieses soforti-
ge Handeln bedankt und empfohlen, zu-

künftig nur noch Tintenstrahl- oder
Geldrucker anzuschaffen.

Das Problem ist aber vielschichtiger.
Es besteht offensichtlich doch ein, von
Verantwortlichen lange bestrittener Zu-
sammenhang zwischen Laserdruckern
und Gesundheitsbeeinträchtigungen. Et-
liche Kollegen/-innen sind selbst betrof-
fen. Deshalb will die Stiftung nano-con-
trol, deren Vorsitzender ein erkrankter
GdP-Kollege aus Hamburg ist, beim
Freiburger Institut für Umweltmedizin
und Krankenhaushygiene (IUK Frei-
burg) eine Studie über die Wirkung von
Feinstaub initiieren. Die GdP Nieder-
sachsen hat an die Landesregierung Nie-
dersachsen die Bitte gestellt, zu prüfen,
ob sie sich an dieser Studie beteiligen
kann. Eventuell könnte dies ja auch län-
derübergreifend erfolgen.

Unter der Internetadresse www.nano-
control.de können weitere Informatio-
nen erlangt sowie Ansprechpartner kon-
taktiert werden. Red.

Laserdrucker in der Polizei – Erhöhte
Feinstaubwerte bei Druckern festgestellt

LANDESJOURNALNiedersachsen
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Maren Brandenburger ist die ers-
te Präsidentin des Niedersächsi-
schen Verfassungsschutzes. Die
45-Jährige ist seit vielen Jahren
beim Niedersächsischen Verfas-
sungsschutz tätig und war zuletzt
die Pressesprecherin. Im Interview
mit der Deutschen Polizei äußerte
sie sich zur Zukunft ihrer Behörde.

DP: In welchen Themenfeldern wer-
den Sie in Zukunft Schwerpunkte setzen?

MB: Bereits jetzt ist klar, dass die Ge-
samtpartei Die Linke. nicht mehr beob-
achtet wird, sondern allenfalls die linksex-
tremistischen Einschlüsse innerhalb der
Partei. Auch die öffentlich vielfach kriti-
sierte Einbindung des Verfassungsschut-
zes in den Bereich der politischen Bildung
wird es künftig nicht mehr geben. Der Nie-
dersächsische Verfassungsschutz wird
sich im Rahmen seiner Öffentlichkeitsar-
beit auf die Vermittlung von Informatio-
nen über die Gefahren des Extremismus
konzentrieren. Mit seinen fundierten
fachlichen Expertisen stellt sich der Ver-
fassungsschutz Niedersachsen anderen
Akteuren als Kooperationspartner zur
Verfügung. Einen Schwerpunkt wird die
Analyse des gewaltbereiten Rechtsextre-
mismus bilden, aber auch jugendaffine
Erscheinungsformen des Rechtsextremis-
mus, die nicht primär gewaltbereit sind,
werden Priorität haben. Der islamistische
Extremismus, einschließlich des Salafis-
mus, stellt weiterhin eine große Heraus-
forderung dar, der wir uns stellen.

DP: Wie stellen Sie sich die zukünftige
Zusammenarbeit zwischen der Polizei
und der Abteilung 5 vor?

MB: Es gibt in Niedersachsen bereits ei-
nen intensiven und gut funktionierenden
Informationsaustausch von der Sachbear-
beiterebene bis hin zur Leitungsebene.
Dennoch lässt sich einiges optimieren. Als
Konsequenz der Fehler der Sicherheitsbe-
hörden im Zusammenhang mit dem NSU
arbeitet derzeit eine Arbeitsgruppe auf
Bundesebene an der Verbesserung der
Zusammenarbeit von Polizei und Verfas-
sungsschutz. Ohne den Ergebnissen der
AG, an der sich sowohl der Niedersächsi-
sche Verfassungsschutz als auch die nie-
dersächsische Polizei beteiligen, vorgrei-
fen zu wollen, möchte ich mehr Gewicht
auf eine direkte Zusammenarbeit legen.
Vorstellbar wäre der Einsatz von Verbin-

dungsbeamten in besonderen Einsatzla-
gen und die direkte Unterstützung polizei-
licher Verfahren durch den Verfassungs-
schutz. Weiterhin wird es darauf ankom-
men, verdeckte Maßnahmen, z. B. den
Einsatz von Vertrauenspersonen, noch
stärker als bisher abzustimmen. Das ge-
genseitige Verständnis füreinander soll
u. a. durch eine engere Verzahnung im
Bereich der Aus- und Fortbildung sowie
der Durchführung gegenseitiger Hospita-
tionen gefördert werden.

DP: Wie sehen Sie die Zukunft des
Gemeinsamen Informations- und Ana-
lysezentrums (GIAZ)?

MB: Das GIAZ gewährleistet als
Schnittstelle mit jeweils zwei Mitarbei-
tern der Polizei und des Verfassungs-
schutzes einen raschen Austausch von re-
levanten Informationen zwischen beiden
Behörden. Über feste Ansprechpartner
ist so die Zusammenarbeit zwischen Poli-
zei und Verfassungsschutz gewährleistet.
Im Rahmen turnusmäßiger Besprechun-
gen werden wichtige Themen (z. B. Ge-
fährdungslage PKK, Identitäre Bewe-
gung Deutschland, Definition Gefähr-
der/relevante Personen Rechts) mit den
jeweiligen Fachleuten erörtert. Dieser in-
tensive Informationsaustausch soll künf-
tig weitergeführt werden.

DP: Wird die bisherige Struktur der
Abteilung 5 erhalten bleiben?

MB: Die Struktur der Abteilung 5 wird
grundsätzlich erhalten bleiben. Sicherlich
wird es jedoch durch die veränderte Prio-
ritätensetzung Verschiebungen und Ver-
änderungen geben. Die konkrete Ausge-
staltung dieser inhaltlichen Veränderun-
gen obliegt der im Koalitionsvertrag vor-
gesehenen Kommission zur künftigen Ge-
stalt des Niedersächsischen Verfassungs-
schutzes. Dem Ergebnis der Kommission
soll jedoch nicht vorgegriffen werden.

DP: Wird es einen Personalabbau ge-
ben?

MB: Mutmaßlich ja, über die Details
wird im Rahmen der Kommissionsarbeit
zu reden sein.

DP: Werden Sie vermehrt Geisteswis-
senschaftler einstellen?

MB: In einem stärker auf Transparenz
ausgerichteten Niedersächsischen Verfas-
sungsschutz werden die bereits hier täti-
gen Geistes- und Sozialwissenschaftlerin-
nen und -wissenschaftler wesentlich stär-
ker in die Analyse extremistischer Phäno-
mene eingebunden. Langfristig wäre es si-
cherlich wünschenswert, bei der Personal-
auswahl stärker sozialwissenschaftliche
Kompetenzen zu berücksichtigen.

DP: In welchen Bereichen der Aus-
und Fortbildung werden Sie Schwer-
punkte setzen?

MB: Die Analysefähigkeit der Aus-
werterinnen und Auswerter soll geför-
dert werden. Dazu werden die Geistes-
und Sozialwissenschaftlerinnen und -wis-
senschaftler stärker in die Aus- und Fort-
bildung einbezogen. Sie könnten z. B.
Lehrmodule über die Ideologie und Pro-
paganda von Extremisten entwickeln.
Die besondere Sensibilität im Umgang
mit Extremismus muss fortlaufend durch
geeignete Schulungen gestärkt werden.

DP: Hat der Verfassungsschutz im
NSU-Komplex einige Punkte falsch be-
wertet? Welche Schlussfolgerungen müs-
sen daraus gezogen werden?

MB: Vom damaligen Niedersächsi-
schen Landesamt für Verfassungsschutz
wurde 1999 im Auftrag des Thüringer Ver-
fassungsschutzes drei Tage lang ein Tref-
fen zwischen einem thüringischen und ei-
nem niedersächsischen Rechtsextremisten
in Niedersachsen observiert. Der Thürin-
ger Verfassungsschutzbehörde lagen Hin-
weise vor, dass dieses Treffen dazu dienen
könnte, die Unterbringung der zum dama-
ligen Zeitpunkt untergetauchten Böhn-
hardt, Mundlos und Zschäpe im Ausland
vorzubereiten. Erkenntnisse dazu konnten
durch die Observation nicht gewonnen
werden. Nach heutigem Erkenntnisstand
sind diese Informationen damals weder an
die Polizei, noch an das Bundesamt für
Verfassungsschutz übermittelt worden.
Die seinerzeit fehlende länderübergreifen-
de Koordination der zahlreichen, über
mehrere Jahre andauernden Maßnahmen
von Verfassungsschutz und Polizei, ist nun-
mehr eindeutig dem Bundesamt für Ver-

Brandenburger: „Die Struktur der Abteilung 5
wird grundsätzlich erhalten bleiben“

LANDESJOURNAL Niedersachsen
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Präsidentin des Niedersächsischen Verfas-
sungsschutzes, Frau Maren Brandenburger,
und der GdP-Landesvorsitzende Dietmar
Schilff Foto: GdP
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fassungsschutz zugewiesen worden. Das
Gemeinsame Abwehrzentrum gegen
Rechtsextremismus (GAR) soll die Ko-
operation und Koordination der Sicher-
heitsbehörden bei der Bekämpfung von
Rechtsextremismus und Rechtsterroris-
mus verbessern. Die Kooperation ist damit
auf zwei Ebenen gestärkt: zum einen zwi-
schen Polizei und Verfassungsschutzbe-
hörden, zum anderen zwischen Bund und
Ländern. Der Informationsfluss wird er-
leichtert, die erforderlichen Bekämpfungs-
maßnahmen werden enger aufeinander
abgestimmt. Darüber hinaus wurde eine
Verbunddatei (Rechtsextremismus-Datei
– RED) geschaffen, in der sowohl die
Nachrichtendienste als auch die Polizei ih-
re Informationen über gewaltbezogene
Rechtsextremisten einspeisen.

DP: Es soll eine Kommission zur Be-
gutachtung der Abteilung 5 eingerichtet
werden. Wie ist der derzeitige Stand der
Einrichtung und welche Personen wer-
den daran teilnehmen?

MB: Die Kommission wird derzeit ein-
gerichtet. Sie wird Reformansätze kon-
kretisieren, Überlegungen zur Neuaus-
richtung prüfen und abschließend Vor-
schläge unterbreiten, wie der Niedersäch-
sische Verfassungsschutz künftig inhalt-
lich und strukturell neu auszurichten ist.

Am 20. 3. 2013 trat der Landessenio-
renvorstand zu seiner ersten Sitzung in
diesem Jahr zusammen. Außer den or-
dentlichen Mitgliedern des Vorstandes
waren der Landesvorsitzende der GdP
Niedersachsen, Dietmar Schilff, Erwin
Jark als Bewerber für die Nachfolge im
Amt des derzeitigen Landesseniorenvor-
sitzenden Rudolf Refinger und für die
Verhandlungsleitung der im Juni 2013
stattfindenden Landesseniorenkonferenz
nominierten Kollegen Willibald Elsner,
Ute Werner und Walter Raem erschienen.

Auf der Tagesordnung standen u. a.
1. der gewerkschaftliche Situationsbericht

des Landesvorsitzenden D. Schilff,
2. die Vorstellung des Kandidaten für

das Amt des Landesseniorenvorsit-
zenden Erwin Jark,

3. der Durchführungsplan für die 7. Lan-
desseniorenkonferenz sowie die Bera-
tung der zur Konferenz eingegangenen
Anträge,

4. Berichte des Landesseniorenvorsit-
zenden.
Dietmar Schilff informierte über das

Verhältnis und die Kontakte des GdP-Lan-
desvorstandes zu den politischen Parteien
nach der Landtagswahl vom 20. 1. 2013.

Mit der neuen Landesregierung fanden
Gespräche statt, bei denen die GdP ihre
Positionen vor allem in den Problemfel-
dern Besoldung/Versorgung, Ausrüstung,
Gebäudesanierung dargelegt hat. Diet-
mar Schilff betonte, dass die mit der Föde-

ralismusreform eingetretene Uneinheit-
lichkeit, die zu Erschwernissen und Unge-
rechtigkeiten in den Polizei-Organisatio-
nen der Länder und des Bundes geführt
habe, korrigiert werden müsse. Diese Hal-
tung stehe in der GdP-Tradition, denn alle
Bundesvorsitzenden seit Hermann Lutz
hätten Einheitlichkeit in Besoldung und
Versorgung gefordert. Als der schwierigs-
te Teil der Tagesordnung stellte sich die
Vorprüfung und Beratung der vom Lan-
desseniorenvorstand und den Bezirksse-
niorengruppen zur Landesseniorenkonfe-
renz eingesandten Anträge heraus. Inner-
halb der gesetzten Frist waren insgesamt
24 Anträge für die Themenfelder Satzung
und Organisation, Versorgung/Besol-
dung, Rente und Gesellschaftspolitik ein-
gegangen. Die Diskussion war wegen der
z. T. recht komplizierten Thematik hart-
näckig und zäh. Am späten Nachmittag
waren alle froh, das Programm abgearbei-
tet zu haben. Nun kann die Konferenz ein-
berufen werden. Bis zum 20. 4. 2013 müs-
sen alle ordentlichen und Gastdelegierten
der Landesgeschäftsstelle gemeldet sein.
Es wird dringend gebeten, den Termin zu
beachten, um unsere Kolleginnen und
Kollegen der Geschäftsstelle keine unnö-
tige Arbeit zu verursachen. Wegen der
ebenfalls noch in diesem Jahr durchzufüh-
renden Landesjugendkonferenz und dem
Landesdelegiertentag ist eine erhebliche
Arbeitsbelastung gegeben.

Gerhard Heiermann

Bericht aus dem Landesseniorenvorstand

LANDESJOURNALNiedersachsen

GdP IM GESPRÄCH

Der Landesseniorenvorstand hat für
die 7. Landesseniorenkonferenz, die vom
13. bis 14. Juni 2013 in Jeddingen stattfin-
det, das Motto „Verlässlich in Gegenwart
und Zukunft“ gewählt.

Mit der Landesseniorenkonferenz
wird am 14. Juni auch auf 25 Jahre Senio-
renarbeit in der GdP Niedersachsen zu-
rückgeblickt. Hierzu sind einige Gäste
geladen. Der ehemalige Landesvorsit-
zende Udo Ahlers wird aus seiner Sicht
einen Rückblick auf die zurückliegenden
Jahre, die er selbst ja viele Jahre mitge-
staltet hat, geben.

Für diese Konferenz sind schon die
Vorarbeiten abgeschlossen und die Ein-
ladungen werden ab dem 10. Mai an die
Kolleginnen und Kollegen versandt. Die
24 Anträge aus allen Bereichen der Se-
niorenpolitik, die der Konferenz vorge-

7. Landesseniorenkonferenz findet wieder
in Jeddingen statt

legt werden, wurden schon von der An-
tragsberatungskommission des Landes-
seniorenvorstandes gesichtet und ab-
schließend beraten.

Insgesamt werden 30 ordentliche De-
legierte und weitere Gastdelegierte aus
den Kreis- und Bezirksgruppen an dieser
Konferenz teilnehmen. Die Mitglieder
des Landesseniorenvorstandes nehmen
mit beratender Stimme an dieser Konfe-
renz teil.

Die Delegierten werden den Tätig-
keitsbericht des Landesseniorenvorstan-
des entgegennehmen und nicht nur über
die Anträge beraten und beschließen
sondern auch einen neuen Landessenio-
renvorstand wählen, der für die nächsten
vier Jahre die Seniorenarbeit in der GdP
Niedersachsen gestalten wird.

Rudi Refinger

SENIOREN

URTEIL

GdP begrüßt
Verurteilung wegen

Polizistenbeleidigung
Hannover: Die Gewerkschaft der Poli-

zei (GdP) Niedersachsen begrüßt die
Verurteilung eines 28-Jährigen zu vier
Monaten Gefängnis wegen mehrfacher
Polizistenbeleidigung. Der Mann hatte
zu unterschiedlichen Anlässen Beamte
beleidigt und bedroht.

Das Amtsgericht Hannover setzte die
Freiheitsstrafe nicht zur Bewährung aus,
weil gegen den Täter bereits mehrfach Ver-
urteilungen unter anderem wegen Beleidi-
gung vorlagen. „Das Urteil ist ein positives
Zeichen für die Polizei. Meine Kolleginnen
und Kollegen sehen sich oft genug Be-
schimpfungen ausgesetzt, was nicht einfach
hingenommen werden darf“, sagt GdP-
Landesvorsitzender Dietmar Schilff. Von
einfachen Beleidigungen bis hin zur übels-
ten Fäkalsprache sei bei der Wortwahl in-
zwischen alles dabei, berichtet Schilff. Da-
mit betroffene Polizistinnen und Polizisten
besser dagegen vorgehen können, fordert
die GdP, den dienstlichen Rechtsschutz in-
nerhalb der Polizei zu verbessern. CH
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Hann. Münden. Die JUNGE GRUP-
PE der GdP Niedersachsen hat ei-
nen neuen Vorstand. Die Delegier-
ten der 11. Landesjugendkonferenz
bestimmten am 4. April in Hann.
Münden einstimmig den Amtsinha-
ber Kevin Komolka (Bezirksgruppe
ZPD) zum Landesjugendvorsitzen-
den. Stellvertretende Vorsitzende
wurden, ebenfalls ohne Gegenstim-
men, Corinna Schulz (BG Lüneburg),
Enrico Burtz (BG Hannover) und Se-
bastian Timke (BG Göttingen). Jan-
nik Otto (BG Lüneburg) wird dem
Landesjugendvorstand als Schrift-
führer angehören, ebenso wie sein
Stellvertreter Marcel Szpadzinski
(BG ZPD). Den Vorstand vervoll-
ständigen Kassiererin Jennifer Uhl
(BG LKA) und ihre Stellvertreterin
Maika Zosel (BG ZPD).

Neben den Wahlen sowie dem Ge-
schäfts- und Kassenbericht der vier zu-
rückliegenden Jahre seit der Landesju-
gendkonferenz 2009 diskutierten die De-
legierten und Gastdelegierten zudem
zahlreiche Anträge aus den Kreis- und
Bezirksgruppen. Der vom Landesju-
gendvorstand eingebrachte Antrag wur-
de einstimmig vom Plenum angenom-
men. Darin fordert die JUNGE GRUP-
PE ein zukunftsorientiertes und nachhal-
tiges Personalmanagement des Landes
Niedersachsen für die Polizei. Dies soll
die Personalentwicklung von der Nach-
wuchsgewinnung über die Qualifizierung
bis hin zum Veränderungsmanagement
reichen.

Am Nachmittag des 4. April arbeiteten
die Teilnehmenden dann in drei Work-
shops zu den Bereichen Zukunft der
GdP, Planung von Aktionen sowie zur
Produktion von Film- und Videoaufnah-
men.

Im offiziellen Teil des zweiten Tages
der Landesjugendkonferenz konnten
zahlreiche Gäste begrüßt werden. Zu-
nächst brachte Hann. Mündens Bürger-
meister Klaus Burhenne die Vorzüge
seiner Drei-Flüsse-Stadt zum Ausdruck.
Volker Kluwe (zum Zeitpunkt der
Konferenz Landespolizeidirektor im
LPPBK) beglückwünschte den neuen
Vorstand und betonte, dass der Polizei-
führung der Dialog im Sinne einer attrak-
tiven Polizei besonders wichtig sei. Cars-
ten Rose, Abteilungsdirektor der Polizei-
akademie Niedersachsen, erläuterte, wie
sehr aus seiner Sicht die GdP und die
Akademie am selben Thema arbeiteten:
Nachwuchsgewinnung und Ausbildungs-
qualität für die Polizei Niedersachsen.

Die GdP-Bundesjugendvorsitzende
Sabrina Kunz lobte die niedersächsische
JUNGE GRUPPE für ihre Aktivitäten,
brachte aber auch die Notwendigkeit
zum Ausdruck, noch mehr junge Aktive
gewinnen zu müssen, weil bald viele Eh-
renamtliche der Mutterorganisation aus
Altersgründen ausscheiden würden. Der
GdP-Landesvorsitzende Dietmar Schilff
machte in seiner Ansprache klar, dass die
Führungskräfte in der Polizei deutlich sa-
gen können müssten, wo der Schuh drü-
cke. Besonders sei dies aus seiner Sicht
bei der katastrophalen Beförderungssi-
tuation wichtig. Die Diskussionskultur in
der Polizei verändere sich allerdings der-
zeit positiv, berichtete er mit Blick auf die
neue Landesregierung. In Richtung Rot-

Grün betonte Schilff, dass mit der GdP
eine Kennzeichnungspflicht nicht mach-
bar sei. Insgesamt sprach er sich für eine
Gesellschaftspolitik aus, die eine weitere
Belastung der Polizei verhindern könne.

Zum Schluss der LJK diskutierte Mo-
derator Sascha Göritz auf dem Podium
mit Carolin Jaekel (Sprecherin Grüne Ju-
gend), Niklas Drexler (Landesvorsitzen-
der Junge Liberale), Knud Hendicks
(stellvertretender Juso-Landesvorsitzen-
der) und Sebastian Lechner (Landesvor-
sitzender Junge Union). Dabei ging es in
einer lebhaften Diskussion auch um die
Kennzeichnungspflicht, ehrenamtliches
Engagement, Streikrecht für Beamte und
viele andere Themen mehr. Durch Fra-
gen und Anregungen aus den Reihen der
Delegierten und Gäste wurde die Diskus-
sion ergänzt und abgerundet.

Christian Hoffmann

Landesjugendvorstand neu gewählt
Politik und Prominenz diskutiert mit JUNGER GRUPPE

LANDESJOURNAL Niedersachsen

JUNGE GRUPPE

Der neue Landesjugendvorstand der GdP. Von links: Sebastian
Timke, Corinna Schulz, Jennifer Uhl, Enrico Burtz, Maika Zosel,
Kevin Komolka und Marcel Szpadzinski

Sascha Göritz (Mitglied im geschäftsführenden Landesvorstand)
begrüßt die jugendpolitischen Vertreter der im Landtag vertretenen
Parteien. Fotos: HH

Das Publikum stellt kritische Fragen an die
jugendpolitischen Vertreter.
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Termincheck
JHV KG Oldenburg-Stadt

Die GdP-Kreisgruppe Oldenburg-
Stadt lädt zu ihrer Jahreshauptversamm-
lung am 6. 5. 2013, ab 16.30 Uhr in die
Gaststätte „Zum Drögen Hasen“, Drö-
gen-Hasen-Weg 111, 26129 Oldenburg,
ein. Es sind alle Kreisgruppenmitglieder
herzlich eingeladen. Als Ansprechpart-
ner für Rückfragen steht Marcus Grube
zur Verfügung.

Der Vorstand

Helgolandfahrt –
KG Wasserschutzpolizei

Die Kreisgruppe Wasserschutzpolizei
fährt am Donnerstag, 29. 8. 2013, im Rah-
men ihrer Gemeinschaftsveranstaltung
auf die Hochseeinsel Helgoland. Treff-
punkt ist um 9.00 Uhr am Helgolandkai
in Wilhelmshaven. An Bord soll während

der ca. dreistündigen Überfahrt gemein-
sam gefrühstückt werden. Die Zeit auf
der Insel steht zur freien Verfügung (drei
bis vier Std.). Nach der Rückkehr soll der
Tag bei einem gemeinsamen Essen in
Wilhelmshaven mit einem geselligen
Abend ausklingen.

Anmeldungen sind bis Ende Juli erbe-
ten unter vorstand@wsp.gdp-zpd.de.

Weitere Informationen unter www.
gdp-zpd.de sowie unter www.cassen-
eils.de/destinationen/helgoland/.

Michael Kock

JHV KG Bepo Oldenburg

Der Vorstand der KG Bepo Olden-
burg lädt alle Kolleginnen und Kollegen
herzlich zur JHV am Donnerstag, dem
16. 5. 2013, 16.00 Uhr, in das Wirts-
haus/Café „Buntspecht“, Mittellinie 36,
26160 Petersfehn, ein.

Die Tagesordnung geht den Mitglie-
dern zeitgerecht und persönlich zu.

Ingo Lowski, Schriftführer

JUNGE GRUPPE Braunschweig

Die JUNGE GRUPPE Braunschweig
lädt am 23. 5. 2013 um 16 Uhr zu ihrem
Stammtisch-Treffen ein.

Bei gutem Wetter treffen wir uns mit
entsprechender Kleidung am Volleyball-
feld der BePo Braunschweig. Bei
schlechtem Wetter in der Kaffeeküche
des T-Zuges der BePo Braunschweig.

Für das leibliche Wohl ist gesorgt.
Claudia Pracht

Berichte
Tarifseminar der PD Hannover

Freitagmorgen, 1. 3. 2013, trotz bevor-
stehenden Wochenendes waren die Be-
schäftigten der PD Hannover nicht zu
stoppen, der Drang nach neuen Informa-
tionen aus dem Tarifbereich zog uns nach
Altenau. Unsere Seminarleiterin Marita

LANDESJOURNALNiedersachsen

AUS DEN KREIS- UND BEZIRKSGRUPPEN
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Vehrenkamp hatte im wunderschönen
Harz ein Hotel für uns gefunden, das
auch einen hervorragenden Seminar-
raum sowie eine phantastische Küche
bot. Vorrangig ging es im Seminar um
den Sachstand der Entgeltordnung und
deren Umsetzung innerhalb der PD Han-
nover. Die gute Nachricht war, dass im
Hinblick auf die Entgeltordnung inner-
halb hiesiger Behörde 94 Höhergruppie-
rungen durchgeführt wurden. Für insge-
samt 102 Beschäftigte konnte ein finan-
zieller Vorteil erreicht werden. Anmer-
ken muss man hier, dass die PD Hanno-
ver landesweit die fortschrittlichste Be-
hörde diesbezüglich ist. Weitere Themen
wie z. B. Freisetzungsprogramm (Weiter-

führung oder Stillstand), befristete Ver-
träge, Neueinstellungen usw. wurden
erörtert. Nach einem leckeren Mittages-
sen führten wir unser Seminar mit dem
Thema Personalentwicklungskonzept –
auch für die Polizeiverwaltung – fort.
Dieses Thema wurde intensiv diskutiert
und machte einige Teilnehmer sehr be-
troffen, da die Anforderungen doch als
extrem hoch empfunden wurden.

Aktuell und zugleich deprimierend ist
die Entsendung zum Angestelltenlehr-
gang II. Das Angebot der Lehrgangsplät-
ze ist zu gering. Weiterhin erscheint das
durchgeführte Melde- und Auswahlver-
fahren als unbefriedigend, da die jeweili-
gen Behörden unterschiedlich verfahren.
Hinzu kommt die Problematik der Lauf-
bahnwechsler (Wechsel vom Polizeivoll-

zugs- in den Verwaltungsdienst). Dieses
Problem wird uns zukünftig mit der ver-
änderten PDV 300 noch stärker betref-
fen. Am zweiten Tag – dem 2. 3. – wurde
das aktuelle Thema Tarifverhandlungen
2013 und eventuelle Anschlussaktionen
erörtert.

Von besonderem Interesse war für uns
das GdP-Attraktivitätsprogramm und
dessen angestrebte Umsetzung. Gerade
im Bereich Gesundheitsmanagement
und Vereinbarkeit von Beruf und Familie
hat sich viel getan, so wurde im letzten
Jahr das BEM – Betriebliche Eingliede-
rungsmanagement eingeführt. Wir hof-
fen, dass noch viele Seminare in dieser
Form folgen. Auch ihr habt die Möglich-
keit, sie zu nutzen!

Die Seminarteilnehmer/-innen

LANDESJOURNAL Niedersachsen
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Polizeigeschichte miterlebt

Die Sammlung „Polizeigeschichte
miterlebt – Zeitzeugnisse aus den An-
fängen der niedersächsischen Polizei“
ist mitten aus dem Leben gegriffen. Sie
bündelt das, was junge Menschen in
dieser Gründungsphase der Bundesre-
publik erlebt, gedacht und getan haben
auf ihrem Weg in die Polizei. 37 Auto-
ren schildern auf insgesamt 432 Seiten
ihren Einstieg in den Polizeiberuf wäh-
rend der ersten drei Nachkriegsjahr-
zehnte – in einer Zeit, die zunächst von
Entbehrungen geprägt war und dann in
das sogenannte Wirtschaftswunder
mündete.

Der Kern dessen, was die Autorin-
nen und Autoren schildern, entspricht
der Realität jener Jahre. Man wusste,
was man nicht wollte. In der Ableh-
nung der NS-Verbrechen waren sich al-
le einig. Auch über die Ziele des Neu-
aufbaus gab es keine Zweifel: Man
wollte Demokratie, Rechtsstaat und
Zivilgesellschaft.

Freundeskreis Braunschweiger Poli-
zeigeschichte, 432 Seiten, 170 Abbil-
dungen Hardcover, ISBN 978-3-00-
039992-3, Homepage: www.polizei
geschichte-miterlebt.de/.

NACHRUF

Borchert, Werner 9. 10. 1929 Krs.-Gr. Osterholz-Scharmbeck
Ehlers, Gerd 1. 10. 1940 Krs.-Gr. Lüneburg
Gosch, Klaus-Dietrich 3. 2. 1935 Krs.-Gr. Hannover-Stadt
Jakisch, Wolfgang 28. 8. 1944 Krs.-Gr. Behördenstab ZPD
Kraetzig, Werner 6. 4. 1955 Krs.-Gr. Hannover-Stadt
Krause, Reinhold 27. 10. 1945 Krs.-Gr. Northeim
Lüer, Corinna 7. 3. 1963 Krs.-Gr. Braunschweig
Piotrowski, Hedwig 6. 7. 1925 Krs.-Gr. Rotenburg
Rahn, Grete 11. 8. 1919 Krs.-Gr. Wolfsburg
Winne, Manfred 16. 2. 1935 Krs.-Gr. Helmstedt

Die Gewerkschaft der Polizei – Landesbezirk Niedersachsen –
trauert um folgende verstorbenen Kolleginnen und Kollegen:

Wir werden ihr Andenken in Ehren halten.


